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Inhalt: Handelsvertrag mit Serbien. S. 41. — Konſularvertrag mit Serbien. S. 62. — Bekannt- 
machung, betreffend die Uebergangsabgabe und die Steuerrückvergütung für Branntwein in Baden. 
S. 72. 


(Nr. 1493.) Handelsvertrag zwiſchen dem Deutſchen Reich und Serbien. Vom 6. Januar 1883. 


Same Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, und Seine Majeſtät 
der König von Serbien, von dem gleichen Wunſche beſeelt, die zwiſchen den 
beiderſeitigen Gebieten beſtehenden Handelsbeziehungen zu erleichtern und auszu⸗ 
dehnen, haben beſchloſſen, zu dieſem Zwecke einen Vertrag abzuſchließen, und 
haben zu Ihren Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Staatsminiſter, Staatsſekretär des Auswärtigen Amts, 
Grafen Paul von Hatzfeldt-Wildenburg; 
Seine Majeſtät der König von Serbien: 
Allerhöchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter 
bei Seiner Majeſtät dem Deutſchen Kaiſer, König von Preußen, 
Milan A. Petronievitfch, 
den Sektionschef in Allerhöchſtihrem Finanzminiſterium Wukaſchin 
J. Petrowitch, und 
Allerhöchſtihren Zolldirektor in Belgrad Wutſchko D. Stojanovits, 
welche, nach gegenſeitiger Mittheilung ihrer in guter und gehöriger Form be— 
fundenen Vollmachten, den nachſtehenden Handelsvertrag vereinbart und ab— 
geſchloſſen haben: 
Artikel J. 
Zwiſchen den Gebieten der beiden vertragſchließenden Theile ſoll volle 
Freiheit des Handels und der Schiffahrt beſtehen. 
Die Angehörigen eines jeden der vertragſchließenden Theile ſollen in dem 
Gebiete des anderen dieſelben Rechte, Begünſtigungen und Befreiungen in An- 
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ſehung des Handels und Verkehrs, der Schiffahrt und des Gewerbebetriebs ge⸗ 
nießen, welche in eben dieſem Gebiete die eigenen Staatsangehörigen und die 
Angehörigen der meiſtbegünſtigten Nation genießen oder genießen werden. 


Artikel II. 


Demgemäß ſollen die Angehörigen jedes der vertragſchließenden Theile 
gegenſeitig in dem Gebiete des anderen in gleichem Maße wie die Einheimiſchen 
und die Angehörigen der meiſtbegünſtigten Nation befugt ſein, an beliebigem 
Orte ſich vorübergehend aufzuhalten oder dauernd niederzulaſſen, Grundſtücke 
jeder Art und Häuſer zu kaufen, oder dieſelben ganz oder theilweiſe zu miethen 
und zu beſitzen, überhaupt bewegliche und unbewegliche Güter zu erwerben, 
darüber durch Rechtsgeſchäfte jeder Art zu verfügen, dieſelben insbeſondere zu 
verkaufen und zu vererben, ſowie Erbſchaften vermöge letzten Willens oder kraft 
Geſetzes zu erwerben; alles dies Vorſtehende, ohne hierzu einer beſonderen Autoriſation 
oder Genehmigung der Landesbehörden zu bedürfen; ſie ſollen daſelbſt Handel 
und Gewerbe treiben, Geſchäfte jeder Art ſelbſt oder vermittelſt einer von ihnen 
gewählten Mittelsperſon, allein oder in Geſellſchaften betreiben, Waaren und 
Perſonen verfrachten, Geſchäftsniederlagen errichten, die Preiſe, Löhne und Ver⸗ 
gütungen ihrer Waaren und Leiſtungen beſtimmen, ſowie ihre Angelegenheiten 
beſorgen, den Zollämtern ihre Deklarationen einreichen können. 

In allen dieſen Beziehungen ſollen andere, höhere oder läſtigere Abgaben, 
Steuern, Gebühren oder Taxen, als die Inländer oder Angehörigen der meiſt⸗ 
begünſtigten Nation zu entrichten haben, nicht erhoben und ein Unterſchied nach 
der Konfeſſion nicht gemacht werden. 

Soweit die beiderſeitigen Angehörigen wegen Verfolgung oder Vertheidigung 
ihrer Rechte und Intereſſen ſich an die Behörden und Gerichte des Landes zu 
wenden haben, ſollen ſie gleichfalls alle Rechte und Befreiungen der Inländer 
und der Angehörigen der meiſtbegünſtigten Nation genießen. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß hierbei die im Lande in Bezug auf Handel, 
Gewerbe und öffentliche Sicherheit beſtehenden und auf die Inländer und An⸗ 
gehörigen der meiſtbegünſtigten Nation anwendbaren Geſetze und Verordnungen 
zu beobachten ſind. 

Aktiengeſellſchaften und ſonſtige kommerzielle, induſtrielle oder finanzielle 
Geſellſchaften, welche in dem Gebiete des einen der vertragſchließenden Theile nach 
Maßgabe der dort geltenden Geſetze errichtet ſind, ſollen in dem Gebiete des 
anderen Theiles diejenigen Rechte auszuüben befugt ſein, welche den gleichartigen 
Geſellſchaften der meiſtbegünſtigten Nation zuſtehen. 


Artikel III. 


Die Angehörigen jedes der beiden vertragſchließenden Theile werden auf 
dem Gebiete des anderen von jedem Militärdienſte, ſowohl in der regulären 


Armee als in der Miliz und Nationalgarde, befreit fein. Ebenſo werden fie von 
jedem zwangsweiſen Amtsdienſte gerichtlicher, adminiſtrativer oder munizipaler 
Art, von allen militäriſchen Requiſitionen und Leiſtungen, ſowie von Zwangs⸗ 
anleihen und ſonſtigen Laſten, welche zu Kriegszwecken oder in Folge anderer 
außergewöhnlicher Umſtände aufgelegt werden, befreit fein; jedoch unbeſchadet 
ihrer Verpflichtung zur Quartierleiſtung und zu ſonſtigen Naturalleiſtungen für 
die bewaffnete Macht, ſoweit eine ſolche Verpflichtung den Inländern und den 
Angehörigen der meiſtbegünſtigten Nation obliegt. 

Sie dürfen weder perſönlich, noch in Bezug auf ihre beweglichen und 
unbeweglichen Güter zu anderen Verpflichtungen, Beſchränkungen, Taxen oder 
Abgaben angehalten werden, als jenen, welchen die Inländer unterworfen ſein 
werden. 


Artikel IV. 


Wenn Geſchäftsleute des einen vertragſchließenden Theiles im Gebiete des 
anderen entweder ſelbſt reiſen oder ihre Kommis, Agenten, Reiſenden und ſonſtigen 
Vertreter reiſen laſſen zu dem Zwecke, um Einkäufe zu machen oder Beſtellungen 
zu ſammeln, ſei es mit oder ohne Muſter, ſowie überhaupt im Intereſſe ihrer 
Handels⸗ und Induſtriegeſchäfte, ſo dürfen weder dieſe Geſchäftsleute, noch ihre 
erwähnten Vertreter aus dieſem Anlaſſe einer weiteren Steuer oder Abgabe unter⸗ 
worfen werden, inſofern durch eine nach beigeſchloſſenem Formular A ausgefertigte 


Legitimationskarte nachgewieſen wird, daß das Geſchäftshaus, für deſſen Rechnung 


die Reiſe vollzogen wird, in ſeinem Heimathlande die vom Betriebe ſeines Handels 
und Gewerbes entfallenden Steuern und Abgaben entrichtet hat. 

Die Angehörigen der vertragſchließenden Theile werden wechſelſeitig wie die 
Inländer behandelt werden, wenn ſie ſich aus einem Lande in das andere zum 
Beſuche der Märkte und Meſſen begeben, um dort ihren Handel zu treiben und 
ihre Produkte abzuſetzen. 

Die Angehörigen des einen der vertragſchließenden Theile, welche die 
Spedition zwiſchen den verſchiedenen Punkten der beiderſettigen Gebiete ausüben, 
oder welche ſich der Schiffahrt widmen, werden auf dem Gebiete des anderen 
aus Anlaß der Ausübung dieſes Gewerbes keiner Gewerbe- oder ſpeziellen Ab⸗ 
gabe unterliegen. 

Artikel V. 

Die vertragſchließenden Theile verpflichten ſich, den gegenſeitigen Verkehr 
zwiſchen ihren Gebieten durch keinerlei Ein⸗, Aus- oder Durchfuhrverbot zu 
hemmen, welches nicht entweder gleichzeitig auf alle, oder doch unter gleichen 
Vorausſetzungen auch auf andere Nationen Anwendung findet. 


Artikel VI. 


In jedem der vertragſchließenden Theile ſollen die bei der Ausfuhr gewiſſer 
Erzeugniſſe bewilligten Ausfuhrvergütungen nur die Zölle und inneren Steuern 
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repräſentiren, welche von den gedachten Erzeugniſſen oder von den Rohſtoffen, 
aus denen ſie erzeugt werden, erhoben wurden. Eine Ausfuhrprämie ſollen fie 
nicht enthalten. 


Artikel VII. 


Bei der Einfuhr von Waaren deutſcher Provenienz nach Serbien haben 
die in der beigeſchloſſenen Anlage B enthaltenen Zölle und Zollbefreiungen in 


Anwendung zu kommen. 


Inſofern in Serbien in Folge von Geſetzen oder Verträgen mit dritten 
Staaten für die Einfuhr von Waaren andere Verzollungsarten oder Zölle als 
die gemäß der Anlage B vereinbarten in Anwendung kommen, hat der Im⸗ 
porteur von Waaren deutſcher Provenienz die freie Wahl, dieſelben nach dieſen 
letzteren Verzollungsarten und Zollſätzen oder nach den in der Anlage B verein- 
barten Zöllen verzollen zu laſſen. 

In jedem Falle kann der Importeur zwiſchen den verſchiedenen beſtehenden 
Verzollungsarten und Zollſätzen nach eigenem Belieben wählen und darf in der 
Ausübung dieſes Rechtes weder unmittelbar noch mittelbar gehindert werden. 

Alle Waaren ſerbiſcher Provenienz werden bei der Einfuhr nach Deutſch⸗ 
land auf dem Fuße der Meiſtbegünſtigung behandelt werden. 

Die näheren Beſtimmungen über das Verfahren bei der Verzollung von 
Waaren nach ihrem Werthe find in der Anlage C enthalten. 


Artikel VIII. 


Hinſichtlich des Betrages, der Sicherſtellung und der Erhebung der Einfuhr⸗ 
und Ausfuhrzölle, der zollamtlichen Niederlagen, der Nebengebühren, der Zoll- 
formalitäten, ferner in Bezug auf die für Rechnung des Staates, einer Gemeinde 
oder Korporation zur Hebung gelangenden inneren Verbrauchsabgaben und Akziſe⸗ 
gebühren jeder Art verpflichtet ſich jeder der beiden vertragſchließenden Theile, den 
anderen an jeder Begünſtigung, jedem Vorrecht und jeder Herabſetzung in den 
Tarifen theilnehmen zu laſſen, welche einer von ihnen einer dritten Macht gewährt 
haben ſollte. Ebenſo ſoll jede ſpäterhin einer dritten Macht zugeſtandene Be⸗ 
günſtigung oder Befreiung ſofort bedingungslos und ohne weiteres dem anderen 
vertragſchließenden Theile zu ſtatten kommen. 


Artikel IX. 


Eine zeitweilige Befreiung von Eingangs- und Ausgangsabgaben wird 
beiderſeits für folgende Gegenſtände unter der Bedingung, daß dieſelben binnen 
einer im voraus beſtimmten Friſt zurückgeführt werden und daß deren Identität 
außer Zweifel iſt, zugeſtanden: 

Waaren (mit Ausnahme von Verzehrungsgegenſtänden), welche aus 
dem freien Verkehr im Gebiete des einen vertragſchließenden Theiles in 


AR 


das Gebiet des anderen auf Märkte oder Meſſen oder auf ungewiſſen 
Verkauf außer dem Meß⸗ oder Marktverkehr verſendet, in dem Gebiete 
des anderen Theiles aber nicht in den freien Verkehr geſetzt, ſondern 
unter Kontrole der Zollbehörde in öffentlichen Niederlagen gelagert oder 
als Muſter von Geſchäftsreiſenden eingebracht werden. 


Artikel X. 


Sowie in Deutſchland rückſichtlich der Zahlungen der Zölle und Neben⸗ 
gebühren die gegenüber der meiſtbegünſtigten Nation anwendbaren Beſtimmungen 
auch für ſerbiſche Provenienzen gelten, ſo werden auch in Serbien Waaren deutſcher 
Provenienz keinen lokalen oder anderweitigen Zollzuſchlägen, keinen neuen oder 
höheren Nebengebühren als den derzeit gegenüber der meiſtbegünſtigten Nation 
beſtehenden unterworfen werden, nämlich: 

1. Ladegebühr: 20 Dinarpara per 100 Kilogramm, und nur dort, wo 

der Dienſt von den Angeſtellten des Zollamts beſorgt wird; 

2. Waagegeld: 8 Dinarpara per 100 Kilogramm; 

3. Pflaſtergeld: 10 Dinarpara per 100 Kilogramm; 

4. Lagerzins: 5 Dinarpara per 100 Kilogramm und Tag. 

Dieſe Taxe erhöht ſich um 10 Para per 100 Kilogramm und Tag für 
leicht entzündbare und explodirende Waaren. 

Es verſteht ſich, daß die vorſtehenden Nebengebühren nur dann und nur 
inſoweit erhoben werden können, als die Leiſtung, für welche ſie bezahlt werden 
ſollen, thatſächlich und auf Grund der Zollvorſchriften oder Geſetze erfolgt. 

Es bleibt übrigens vereinbart, daß jede Verminderung dieſer Zuſchlags⸗ 
gebühren, welche den Waaren eines dritten Staates zugeſtanden würde, ohne 
Verzug auch auf die gleichartigen Artikel deutſcher Provenienz Anwendung finden ſoll. 


Artikel XI. 


Die vertragſchließenden Theile werden, ſobald in Serbien der Schutz der 
Modelle, Muſter, Fabrik⸗ und Handelszeichen, ſowie der Bezeichnung oder 
Etikettirung der Waaren oder ihrer Verpackung nach Maßgabe der in dieſer 
Beziehung allgemein angenommenen Grundſätze durch Geſetz geregelt ſein wird, 
ein Abkommen treffen, durch welches man den Angehörigen eines jeden der beiden 
Theile in dem Gebiete des anderen Theiles in allem, was die Modelle, Muſter, 
Fabrik⸗ und Handelszeichen, ſowie die Bezeichnung oder Etikettirung der Waaren 
oder ihrer Verpackung betrifft, denſelben Schutz wie den Inländern gewährleiſten wird. 


Artikel XII. 


Der gegenwärtige Vertrag findet ſeine Anwendung auf alle mit Deutſchland 
gegenwärtig oder künftig zollvereinten Länder. 
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Artikel XIII. 


Der gegenwärtige Vertrag wird einen Monat nach Austauſch der Rati⸗ 
fikationen in Wirkſamkeit treten und während der hierauf folgenden zehn Jahre 
in Geltung bleiben. 

Falls keiner der vertragſchließenden Theile zwölf Monate vor Ablauf der 
bezeichneten Periode ſeine Abſicht, die Wirkungen des Vertrages aufhören zu 
machen, kundgegeben haben wird, wird derſelbe bis zum Ablaufe eines Jahres, 
vom Tage, wo einer oder der andere der vertragſchließenden Theile ihn gekündigt 
haben wird, in Kraft bleiben. 


Artikel XIV. 
Gegenwärtiger Vertrag wird ratifizirt und die Ratifikationen ſo bald als 
möglich in Berlin ausgewechſelt werden. 
Zu Urkund deſſen haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten denſelben unter⸗ 
zeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 


So geſchehen zu Berlin in doppelter Ausfertigung, den ſechsten Januar 
eintauſendachthundertdreiundachtzig. 


(L. S.) Graf von Hatzfeldt. (L. S.) M. A. Petronievitſch. 
(L. S.) Wuk. J. Petrowitch. 
(L. S.) Wutſchko D. Stojanovits. 


Formular (zu Art. IV). Anlage A. 


Gewerbe -Legitimakionskarte 
| für 
Handlungsreiſende. 
Gültig für das Jahr 188 


Es wird hiermit beſcheinigt, daß Herr N... 
eine Waarenhandlung (Fabrik) in 
unter der Firma beſtitzt, 


im Dienſte der Firma 
als Handlungsreiſender ſteht, welche Firma eine * b Waaren⸗ 
handlung (Fabrik) in beſitzt. 


Ferner wird, da Herr 


r für Rechnung der 
genannten Firma und außerdem nachfolgender Firmen 


n (dem Deutſchen Reich 
in dem Königreich Serbien 
Waarenbeſtellungen aufzuſuchen und Waarenankäufe zu machen beabſichtigt, 
hiermit beſcheinigt, daß für den Gewerbebetrieb der vorgedachten Firm im 
biefigen Lande die geſetzlich beſtehenden Abgaben zu entrichten find. 

Inhaber dieſer Karte iſt ausſchließlich im Umherreiſen und ausſchließlich 
für Rechnung der vorgedachten Fim berechtigt, Waarenbeſtellungen aufzu⸗ 
ſuchen und Waarenankäufe zu machen. Er darf nur Waarenmuſter, aber keine 
Waaren mit ſich führen. Bei dem Aufſuchen von Beſtellungen und bei den 
Ankäufen hat er die in jenem Staate gültigen Vorſchriften zu beachten. 


(Ort, Datum, Unterſchrift, Stempel der ausſtellenden Behörde.) 
(Perſonalbeſchreibung, Wohnort, Unterſchrift des Reiſenden.) 


Anlage B. 


I? 


1 


ww 


Zölle bei der Einfuhr nach Serbien. 


Papier: 

a) Packpapier (auch Schrenz⸗, Löſch- und Strohpapier, auch Düten 
und Säcke daraus) und Pappdeckel aller Art, auch mit irgend 
einer Subſtanz getränkt oder überzoge nnn. 

p) Druckpapier und Schreibpapier, beide auch in der Maſſe gefärbt 

e) Briefpapier aller Art und Kuverts (auch in Kartons) , bedrucktes, 
liniirtes Papier, auch in Papier- oder Pappdeckel geheftet oder 
gebunden; Seidenpapier, Zigarrettenpapier in Bogen 

d) Zigarrettenpapier, zugeſchnitten, auch in Büchelchen ... 

e) Notiz und Geſchäftsbücher in Callicot oder Leder gebunden, 
auch mit Ecken und Beſchlägen aus unedlen Metallen.. 

R) Spielkarten. 


g) Halbzeug, feſte oder flüſſige Papiermaſſ 


Mehl, Mahlprodukte (gerollte, geſchrotete und geſchälte Körner, 


Graupen, Grütze, Griesù)))ꝛ : 8 


Wollenwaaren und Wollengarne: 


a) 1. Kotzen (Pferde⸗ und grobe Bettdecken), grobe Teppiche von 
Ziegen⸗ und anderen Thierhaaren, grobe Filze aus Thier⸗ 
haaren oder grober Wolle (auch zu Sohlen u. dergl. zuge⸗ 
ſchnitten, auch getheert oder lackirt), Tuchenden 

2. Grobe Tuche, wie Halinatuch, Loden, Aba, Chaiak, Azor 


) 1 Dinar (100 Paras) — 1 Frank (100 Centimen). 


Nach der Wahl des 
Importeurs 


Gewichtszölle 


Dinare !). 


16 
20 


Werthzölle 


Prozent. 


b) Gewebe, auch mit geringer Beimengung von Seide oder in 
Verbindung mit Metallfäden, und zwar: 


1. Tuche 
Rock⸗ 


und tuchartige Stoffe für Herrenbekleidung (Herren⸗ 
und Hoſenſtoffe, Modeſtoffe » Nouveautés «) und 


ſonſtige ſtärkere Bekleidungen, Flanelle, Wattmols, lang⸗ 
haarig gerauhte Futterſtoffe; feine Filze und Filzwaaren .. 
2. Leichte dünne Stoffe, welche gewöhnlich zu Damenkleidern 


dienen 
ſtoffe, 


(Orlean, Thibet, Kaſchmir, Mohair u. dergl.), Möbel⸗ 
Tiſchdecken, Hals- und Umfchlagetücher, Shawls, 


ſhawlartige Gewebe, auch mit Franſen oder Quaſten, Woll- 
d 


Anmerkung. In dieſe Poſitionen gehören: Alpacca, Mohairs, 


Orleans, Thibet, Lüſtres, Kaſchmir, Serge, Lamas, Poil 
de choͤvres, Satin, Italianeloth, Merino, Damaſte, Rips 
und andere Stoffe zu Möbelüberzügen, Damenmodetücher. 
Die Hals- und Umſchlagetücher und Schärpen können auch 
einfach geſtickt ſein. 


e) Strumpfwaaren (Tricotwaaren, gehäkelte und geſtrickte Waaren) 


b 
d) Bandwaaren, auch in Verbindung mit Metallfäden 
e) Wollengarne (Webe-, Strick⸗ und Stickgarne) 


4. Holzwaaren: 


a) gemeine, das iſt Wagner⸗, Böttcher-, Drechsler- und Tiſchler⸗ 
arbeiten, roh, weder angeſtrichen, noch bemalt, lackirt oder polirt 


und blos in Verbindung mit Eiſen 


Anmerkung. Hierher gehören: Fäſſer, Scheffel, Bottiche, 


Reichs Geſchbl. 1883. 


Kufen, Tröge, Butten, Eimer, Räder und andere Wagen⸗ 
beſtandtheile (ausgenommen fertige Wagen), Schubkarren, 
Handkarren, Handſchlitten, Parquetten und Parquettenbeſtand⸗ 
theile, Ruder, Bänke, Tiſche, Stühle, Bettſtellen, Kaſten, 
Joche, Sattelformen, Mangen, Drehbänke, Spinnräder, 
Mühlen, Leitern, Stiefelhölzer, Holzſchuhe, Hühnerſteigen, 
Kochlöffel, Teller, grobes Spielzeug, Schachteln, Rechen, 
Heugabeln, Schaufeln, Schuhnägel, Zahnſtocher, Zündholz⸗ 
draht u. dergl. rohe, weder angeſtrichene, noch lackirte oder 
polirte Holzwaaren. Hierher gehören auch Korkſtöpſel und 
Korkſohlen. 
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Nach der Wahl des 


Importeurs 
Gewichtszölle 
per Werthzölle 
100 kg 
Dinare. Prozent. 
58 8 
90 8 
100 8 
70 8 
— 5 
2 10 
bezw. 
für landwirth⸗ 
ſchaftliche 
Werkzeuge: 
8 


p) Möbel (auch Truhen) aus weichem Holz, ordinär angeſtrichen 
(auch ordinär bemalt mit Blumen, Verzierungen u. dergl.) und 
blos in Verbindung mit ordinären Strohgeflechten und Be⸗ 
ſchlägen aus Eiſen 

e) Tiſchler-, Drechsler- und andere Holzwaaren, angeſtrichen (mit 
Ausnahme der sub b genannten), lackirt, polirt, auch in Ver⸗ 
bindung mit anderen gemeinen Materialien. 

Anmerkung. In dieſe Poſition gehören auch: Spielzeug aus 
Holz allein; Pfeifenrohre, Pfeifen und Zigarrenſpitzen aus 
Holz allein; Stöcke ohne Verbindungen; Schirmgeſtelle nur 


in Verbindung mit Fiſchbein, Stahl u. dergl., ohne Ueber⸗ 
züge; bronzirte und vergoldete Leiſten und Rahmen daraus. 


Eiſenbahnfahrzeuge 


a 


6. Getränke und Flüſſigkeiten. 


a) Wein: 
1. in Fäſſern 
2. in Flaſchen 
b) gebrannte geiſtige Flüſſigkeiten (Spiritus, Weingeiſt, Brannt⸗ 
wein, Rum, Liqueurs): 
1. in Fäſſern 
2. in Flaſchen 
c) Bier in Fäſſern und Flaſchen 
Anmerkung. Wenn der Importeur bei der Einfuhr von Bier 
in Flaſchen erklärt, die Flaſchen innerhalb einer Friſt von 
drei Monaten wieder auszuführen, fo wird ihm der 35 pro- 
zentige Taraabzug für das Gewicht der Flaſchen nicht gewährt, 
dagegen von dem Zollamt, bei welchem die Einfuhr ſtattfand, 
die Zahl der Flaſchen in der betreffenden Sendung vorgemerkt 
und im Falle der Wiederausfuhr einer gleichen oder geringeren 
Anzahl von Bierflaſchen innerhalb der obigen Friſt, der auf 
das Flaſchengewicht entfallende Zoll und Trosarina von Bier 
zurückvergütet und ein Ausfuhrzoll nicht erhoben. 


d) Eſſig 


7. Mineralwaſſer einſchließlich der Flaſchen und Krüge 


Nach der Wahl des 


Importeurs 
Gewichtszölle 
per Wierthzölle 
100 kg 


Dinare. Prozent. 


8. 


9. 


10. 


11. 


CCCP'ĩnnn AA 


Steinmetzarbeiten und Cementmaſſewaaren, wie Grabſteine, Monu⸗ 

mente, Säulen (auch mit Inſchriften); Thür⸗ und Fenſterſtöcke, 

Rinnen, Röhren, Tröge, Stufen u. ſ. w. und andere Arbeiten 

(auch aus Gyps) im Gewichte von wenigſtens 5 Kilogramm und 

blos in Verbindung mit Holz oder unedlen Metallen: 

a) nicht polirt; Schleif-, Web: und Lithographieſteine 

i - 

Thonwaaren: 

a) gemeine Thonwaaren mit oder ohne Glaſur oder Beguß, gemeines 
Steinzeug; Thonröhren, Ofenkacheln, Flieſen; auch in Verbin⸗ 
dung mit unpolirtem, unlackirtem Holz und eben ſolchem Eiſen 

b) feine Fayence und Porzellan, einfarbig oder weiß; auch weiß, 
mit farbigen Randſtreifen und Verzierungen; irdene Pfeifen; die 
vorgenannten Waaren auch mit Deckeln und Beſchlägen aus un⸗ 
edlen Metallen. Hierher gehören auch die unter à genannten 
Waaren, wenn ſie mit ſolchen Deckeln oder Beſchlägen verſehen ſind 

e) feine Fayence und Porzellan, mehrfarbig, bemalt, vergoldet, 
verſilbert Thonwaaren in Verbindung mit anderen gemeinen 
Materialien, ſoweit ſie nicht zu a und b gehören 


Glas: 

a) Glas, gemeines, das iſt nicht abgerieben, nicht gepreßt, nicht 
geſchliffen, nicht gravirt, nicht bemalt und ohne Verbindung 
mit anderen Materialien: 

1. Fenſter⸗ und Tafelglas; Hohlglas in ſeiner natürlichen 
Farbe, rohe Glas- und Emailmaſſe, Gußplatten zu Dach— 
und Bodenbelag, gerippt oder nicht 

2. Hohlglas, weißes 

b) Hohlglas der Poſt a, mit abgeſchliffenen oder eingeriebenen 

Stöpſeln, Böden oder Rändern 


Gewichtszölle 
per 
100 kg 


Dinare. 


12* 


Nach der Wahl des 
Importeurs. 5 


Werthzölle 


Prozent. 


e) Glas, geſchliffenes, geätztes, gravirtes, gepreßtes, gemuſtertes, 
gefärbtes, vergoldetes, verſilbertes, belegtes; Glasbehänge für 
Kronleuchter, Glasknöpfe, Glaskorallen, Glasperlen, Schmelz 
und Glasflüſſ ee ar Der 

Anmerkung. Die an den Knöpfen vorhandenen Oeſen oder 
Unterlagen, blos zur Befeſtigung dienend, ſowie die Reihung 
der Glaskorallen, Glasperlen und des Glasſchmelzes auf 
Geſpinnſtfäden, lediglich zum Zwecke der leichteren Verpackung 
und Verſendung, ſind bei der Tarifirung nicht in Betracht 
zu ziehen. Können auf Geſpinnſtfäden oder Schnüre auf 
gereihte Gegenſtände aus Glas ohne weiteres als Schmuck 
(3. B. Armbänder, Halsbänder u. dergl.) verwendet werden, 
fo fallen fie nicht unter die Poſ. 11 c. 

d) Glaswaaren in Verbindung mit anderen gemeinen Materialien 

Anmerkung. Hohlglas mit ordinärer Beflechtung von Weiden, 
Binſen, Stroh oder Rohr wird je nach ſeiner Beſchaffenheit 
nach Poſ. 11 a, b oder e behandelt. 


12. Eiſen und Stahl: 

a) Roheiſen, das iſt ſowohl Gußeiſen in Barren, Gänzen, 
Klumpen ꝛc., als auch ſchmiedbares Eiſen und Stahl in 
Klumpen, Blöcken, Maſſeln oder anderen rohen Stücken, 
Luppeneiſen, Rohzaggel, Milbars, Rohſchienen und Ingots, 
alter Bruch, Eiſen⸗ und Stahlab fälle 


b) Halbfabrikate: 


1. Eiſen und Stahl in Stäben, Quadrat-, Band⸗, Flach-, 
Rund⸗, Eck-, Winkeleiſen und Stahl aller Art, Eifen- 
und Stahlplatte n 

Anmerkung. Hierher gehört alles geſtreckte, ausgeſchmiedete, 
gewalzte Stabeiſen, Streckſtahl und Gußſtahl in Stäben jeder 
Art, Reifeiſen, L Eiſen, J Eiſen, T und I Eifen (Träger)), 
U, A- Eiſen u. ſ. w., überhaupt Kommerzeiſen und „Stahl 
aller Art. 


2. Blech und Draht aus Eiſen oder Stall 


Nach der Wahl des 


Importeurs 
Gewichtszölle 
per Werthzölle 
100 kg 
Dinare. Prozent. 
12 10 
| 
20 10 
0,80 8 
2 8 
3 8 


io, 


. 


* 
De 
| 


e) Geräthe und Werkzeuge aus Eiſen oder Stahl, welche in der 
Landwirthſchaft gebraucht werden können, auch mit Heften, 
Griffen, Stielen u. dergl. von Holz, z. B. Dung⸗ und Heu⸗ 
gabeln, Krampen, Hauen, Schaufeln, Beile, Rechen, Senſen, 
Sicheln, Futterklingen (Strohmeſſer), Eggen, Pflüge, Eggen⸗ 
und Pflugeiſen, Schaf- und Heckenſcheeren u. ſ. wuᷣ—ᷣ 

d) Eiſenbahnmaterial aus Eiſen oder Stahl (mit Ausnahme des 
zu den Maſchinen und Transportmitteln gehörigen), z. B. Eiſen⸗ 
bahnſchienen, Schienenbefeſtigungsmaterial, Beſtandtheile für 
den Bau oder die Reparatur von Fahrbetriebsmitteln, Aus⸗ 
weich (Wechſel⸗) Vorrichtungen, Kreuzungen u. dergl., Eiſen⸗ 
konſtruktionen zu Bauten für Eiſenbahnzwecktůe 

e) Alle nicht unter a bis d noch unter Poſ. 17 begriffenen Gegen⸗ 
ſtände aus Eiſen oder Stahl (mit Ausnahme der feinen Meſſer⸗ 
ſchmied⸗ und Sporerwaaren, der Nadeln, Angeln, Schreibfedern, 
Schreibfederhülſen und⸗Halter, Stahlperlen, Uhrwerke, Waffen, 
Quincailleriewaaren) auch in Verbindung mit anderen gemeinen 
ccc 


— 


Sohlleder und anderes gemeines Leder, das iſt naturfarbiges, 
braunes oder ſchwarzes Leder, auch gewichſt, genarbt, gezogen, 
r 0. on... 


e ns e, 


VVV 


p) Zucker: 


e ee 3, ea 2 Se u ER ZT DEREN B 
Be . ̃ĩ A ĩ˙ 9 


e, ee ee rn en 
, ee ee. 2 1 
SE Tell ee 1 or ER Le 
. A le SEE WERE 


a) 


Nach der Wahl des 


Importeurs 
Gewichtszölle 
per Werthzölle 
100 kg | 
Dinare | Prozent. g 
6 8 
| 
| 
frei | — 
6 
Ian 0 
— 6 
4 10 
5 10 
7 10 
1,50 10 
6575 10 
0,80 10 
3 10 


16. 


18. 


19. 


54 


b) Zündwaaren, insbeſondere Zündhölzchen oder Zündkerzchen aller 
Art (auch in Schachteln), Stärke und Leiinimm 
e) 1. Anilinfarben 
2. Blei» und Snbaufiiftern m: 23. are 


a) I. Nicht parfümirte Seife See 
2. Parfümirte Seife 


b) Wachs-, Stearin⸗, Paraffin, Cereſin- und Palmitinkerzen 


Maſchinen und Maſchinentheile aus Metallen, Holz oder irgend 


einem anderen gemeinen Material für Induſtrie, Gewerbe, Land⸗ 
wirthſchaft, Brauereien und Deſtillerien, Transport zu Waſſer und 
zu Lande, Bäder und andere ähnliche Zwecke, Nähmaſchinen . 


Baumwollenwaaren und Baumwollengarne: 


a) Barchent (Molleton) und andere ähnliche Stoffe, roh; Futter⸗ 
organdin 
b) Barchent (Molleton) und andere ähnliche Stoffe (Kalmuck u. dergl.), 
Zwillich und Drillich, Schöckl, das iſt farbig gewebte, karrirte 
Bettzeuge; Decken, Hoſenzeuge, Rockſtoffe, Piqués u. dergl. 
Doppelgewebe; alle dieſe Waaren ohne Unterſchied gebleicht, 
gefärbt, buntgewebt, bedruckt 
e) Tiſchzeuge und Tücher (Taſchen⸗ und Halstücher), bunt gewebt 
oder bedruckt 
d) Strumpfwaaren (Tricotwaaren, gehäkelte und geſtrickte Waaren), 
Sammet 
e) Bandwaaren, auch in Verbindung mit Metallfäden 
f) Baumwollengarne (Mebe-, Näh-, Strick und Stickgarne) .. 


Hanf⸗, Flachs⸗ und Jutewaaren u. dergl. Garne: 

a) 1. Sack⸗ und Packſtoffe, grobe, ſowie fertige Säcke daraus, 
auch Sackzwilliche; die in dieſe Vofttion fallenden Waaren 
können auch mit einzelnen farbigen, zur Markirung dienenden 
Streifen verſehen ſein 


per 
100 kg 


Dinare. 


Nach der Wahl des 
Importeurs 


Werthzölle 


Prozent. 


Nach der Wahl des 


Importeurs 
Beniätagäte| 
per Werthzölle 
100 kg 
Dinare. Prozent. 
2. Gemeine Hausleinwand und andere ähnliche ſtarke Leinwand 
aus Flachs oder Hanf (wie Flank, Numeraſch, Kalameika 
u. dergl.), Zwillich für Militärbekleidung, Segelleinen und 
andere ſtarke Leinengewebe; alle dieſe auch gebleicht, jedoch 
VVT 11 8 
3. die unter a 2 genannten Gewebe gefärbt, ferner Gradl, 
das iſt geköperte Leinwand für Bettzeug, Matratzen, Strob- 
ſäcke, Möbelüberzüge; Canevas und Schöckl, das iſt ge— 
färbte Futterleinwand und farbige karrirte Bettzeuge; Drille 
zu Kleidungsſtücken, gebleicht oder farbig gewebt; Teppiche 
ee Alle anne 18m wer ee 25 8 
4. Leinengewebe, nicht unter a 1, 2 und 3 begriffene, roh, 
gebleicht, gefärbt, buntgewebt oder bedruckt, mit Ausnahme 
Gaze, Beit und Lin ens 50 8 
b) Seilerwaaren: 
1. Seile, Taue und Stricke (auch Pferdehalfter, Stränge u. dergl.) 8 10 
2. andere Seilerwaaren (Spagat, Schläuche, Gurten, Eimer, 
Netze, Feuerlöſch- und Turngeräthſchaften u. dergl.), auch 
in Verbindung mit anderen gemeinen Materialien 18 10 
e) Hanf-, Flachs⸗ und Jutegarne (Webe- und Nähgarne) * 6 
20. Halbſeidene Zeug⸗ und Bandwaaren, das iſt Waaren aus Seide 
oder Floretſeide, gemiſcht mit Baumwolle, Leinen, Wolle oder 
anderen Thierhaaren, auch in Verbindung mit Metallfäden ... 350 8 
21. Fertige Wäſche von Baumwolle oder Leinen 100 8 


22. Holz⸗, Porzellan⸗ und Glaswaaren, ſoweit nicht unter Poſ. 4, 
10 und 11 begriffen, und zwar: 

Pfeifenrohre, Tabackpfeifen und Zigarrenſpitzen in Verbindungen; 

Stöcke in Verbindungen, Schirmgeſtelle in anderen Verbin⸗ 

dungen als sub 4c angeführt, feine Holzſchnitzereien, die nicht 

Beſtandtheile von Möbeln find; Schachbretter und Figuren; 


ſelbſtändige Figuren (Statuetten u. dergl.) von Holz, Porzellan 
oder Glas; Schmuckgegenſtände aus Holz, Porzellan oder 
Glas; Etuis und Schmuckkäſtchen aus Holz, Porzellan oder 
Glas; Becher und Fächer aus Holz, letztere auch mit Papier 
oder Geweben; ähnliche kleine Galanteriewaaren aus Holz, 
Porzellan oder Glas allein oder in beliebigen Verbindungen 


Kinderſpielwaaren aller Art, mit Ausnahme der unter Poſ. 4 
fallenden ee) Se 1 SE 


Schuhwaaren aus Leder, Kautſchuck oder Zeugſtoffen ... ...... 
Zubereitete Arznei» und Parfümeriewaarene nz 


Alle übrigen Waaren, jedoch mit Ausnahme von Taback und 
Tabackfabrikaten; Südfrüchten; Gewürzen; Kaffee, roh; Reis; 
Schwämmen; Walfiſchbarten; Weihrauch und nicht beſonders be- 
nannten Gummen und Harzen, roh oder gepulvert; Schweine⸗ 
fetten, Gänſefetten und anderen genießbaren thieriſchen Fetten, 
geſalzener oder ausgelaſſener Butte; Er 


Anmerkung. Anter gemeinen Materialien verſteht man in 
dieſem Tarife alle anderen Materialen, als: Schildpatt, Elfen⸗ 
bein, Perlmutter, chineſiſchen Lack, Meerſchaum, echten Gagat, 
Bernſtein, edle Metalle (auch Chinaſilber), Edel⸗ und Halb⸗ 
edelſteine, echte Perlen und echte Korallen, Seidenſtoffe (mit 
Inbegriff des Sammets). 


Nach der Wahl des 
Importeurs 


Gewichtszölle 


per Werthzölle 
100k R 
Dinare. Prozent. 


Anlage C. 


Befondere Beflimmungen, 
betreffend 


die Verzollung von Waaren nach ihrem Werthe bei der Einfuhr 
nach Serbien. 


H. 15 


Bei der Einfuhr von Waaren, deren Verzollung nach dem Werthe erfolgen ſoll, 
iſt dies vom Importeur in der Deklaration ſchriftlich auszudrücken, wobei der 
Werth und die handelsübliche Benennung des einzuführenden Gegenſtandes an⸗ 
gegeben werden muß. 

Als Werth, welcher der Verzollung zu Grunde zu legen iſt, hat der 
wirkliche Verkaufspreis des eingeführten Gegenſtandes am Erzeugungs- oder Ab⸗ 
ſendungsorte mit Hinzufügung jener Transport-, eventuell auch Verſicherungs⸗ 
und Kommiſſionsſpeſen zu gelten, welche für die Einfuhr nach Serbien bis zum 
Eintrittsorte an der Grenze thatſächlich erwachſen ſind. 

Der Importeur ſoll ſeiner Deklaration die Verkaufsfaktura nebſt Fracht⸗ 
brief oder Ladeſchein beilegen. 

Der Werth iſt in der Deklaration in Dinaren (Franken) und deren Bruch⸗ 
theilen auszudrücken. 


8. 2. 


Bei Waaren, welche nach dem Werthe zu verzollen ſind, muß die zoll⸗ 
amtliche Reviſion binnen 48 Stunden nach Abgabe der Deklaration erfolgen. 

Wenn das Zollamt den deklarirten Werth für ungenügend befindet, ſo 
hat es binnen 24 Stunden nach Vornahme der Reviſtonshandlung das Recht, 
zu erklären, daß es die Waare gegen Auszahlung des deklarirten Werthes nebſt 
einem Zuſchlage von 10 Prozent zurückbehalte. Es verſteht ſich, daß in dieſem 
Falle weder der Zoll noch eine Nebengebühr erhoben wird. Dieſe Auszahlung 
hat binnen vierzehn Tagen vom Tage der Vorkaufserklärung zu erfolgen. 

Erklärt das Zollamt nicht binnen 24 Stunden nach Vornahme der Reviſion 
das Vorkaufsrecht ausüben zu wollen, ſo hat es nach Ablauf dieſer Friſt die 
Waare gegen Entrichtung des nach der Werthdeklaration des Importeurs zu 
bemeſſenden Zolles auszufolgen. 

Reichs ⸗Geſetzbl. 1883. 13 


— 8 — 


Der Importeur, dem gegenüber das Zollamt das Vorkaufsrecht ausüben 
will, kann, falls er dies vorzieht, innerhalb acht Tagen, nachdem ihm die dies⸗ 
bezügliche Entſcheidung des Zollamts bekannt gemacht wurde, die Schätzung der 
Waare durch Sachverſtändige verlangen. Dasſelbe Recht ſteht dem Zollamt 
zu, wenn dasſelbe es nicht angemeſſen findet, ſogleich zum Vorkaufe zu ſchreiten; 
jedoch hat es ſeine Entſcheidung bezüglich der Vornahme eines Sachverſtändigen⸗ 
befundes dem Importeur binnen 24 Stunden nach Vornahme der Reviſion 
bekannt zu geben. Wenn die Expertiſe von einem oder dem anderen Theile 
begehrt wurde, ſo iſt dem Importeur auf Verlangen feine Waare gegen Zurück⸗ 
laſſung von Muſtern oder Proben und gegen angemeſſene Sicherſtellung des 
Zolles ſammt Nebengebühren und allfälligem, in Folge der Expertiſe etwa zu 
gewärtigendem Zuſchlage behufs ungehinderter Einfuhr auszufolgen. 


$. 3. 


Das Vorkaufsrecht des Zollamts erliſcht, ſobald die Expertiſe, ſei es vom 
Zollamt ſelbſt oder ſeitens der Partei, in Anſpruch genommen wird. 

Wenn die Expertiſe ergiebt, daß der Werth der Waare den vom Importeur 
deklarirten Werth nicht um mehr als 5 Prozent überſteigt, ſo wird der Zoll dem 
Betrage der Deklaration gemäß erhoben. 

Ueberſteigt der von der Expertiſe ermittelte Werth den in der Deklaration 
angegebenen um mehr als 5 Prozent, fo iſt der Zoll in Gemäßheit des von den 
Sachverſtändigen feſtgeſetzten Werthes zu erheben. 

Dieſer Zoll wird um 50 Prozent als Strafzahlung erhöht, wenn die 
Schätzung der Sachverſtändigen den deklarirten Werth um 10 Prozent überſteigt. 

Die Strafe kann ſogar mit 100 Prozent des Zolles bemeſſen werden, wenn 
das Zollamt das Vorkaufsrecht rechtzeitig ausüben zu wollen erklärt hat, über 
Antrag der Partei jedoch die Ausfolgung der Waare und die Expertife erfolgte 
und der durch letztere feſtgeſtellte Werth den deklarirten Werth um mindeſtens 
15 Prozent überſtieg. 

Die Koſten des Sachverſtändigenverfahrens werden vom Deklaranten getragen, 
wenn der von der Expertiſe ermittelte Werth den deklarirten um mehr als 5 Prozent 
überſchreitet, im entgegengeſetzten Falle werden ſie vom Zollamt getragen. 

Sobald vom Zollamt der Zoll ſammt entfallenden Nebengebühren und 
der etwa in Folge der Expertiſe ſich ergebenden Strafe eingehoben wird, iſt dem 
Importeur die Waare auszufolgen oder, falls er dieſelbe bereits bezogen hatte, 
der Reſt der Sicherſtellung ohne Verzug zurückzuſtellen. 


F. 4. 


Die Expertiſe wird in der Weiſe veranſtaltet, daß der Vorſtand des 
betreffenden Zollamts und der Importeur binnen acht Tagen, nachdem dieſelbe 
in Anſpruch genommen wurde, je einen ſachverſtändigen Schiedsrichter ernennen. 


398 — 


Bei Stimmengleichheit oder auf Verlangen des Importeurs fofort bei Konſtituirung 
des Schiedsgerichts werden die beiden Sachverſtändigen einen dritten Schiedsrichter 
erwählen. Wenn über dieſe Wahl unter ihnen keine Vereinbarung erzielt wird, 
ſo wird der dritte Schiedsrichter vom Präſidenten des kompetenten Handelsgerichts 
oder, wo ein ſolches nicht beſteht, von dem Vorſteher des kompetenten Bezirks⸗ 
gerichts ernannt. 

Der Schiedsſpruch muß innerhalb der auf die Ernennung der Schiedsrichter 
folgenden acht Tage gefällt werden. 


Schluß protokoll. 


Bei der Unterzeichnung des Handelsvertrages zwiſchen dem Deutſchen Reich 
und dem Königreich Serbien haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten hinſichtlich 
des Vertrages die nachſtehenden Vorbehalte und Erklärungen abgegeben: 


Zu Artikel II. 

1. Die Beſtimmungen im Artikel II, betreffend den Antritt und die Aus⸗ 
übung von Gewerben, finden beiderſeits keine Anwendung auf das Apotheker⸗ 
und Handelsmaklergewerbe, dann das Hauſirgewerbe und andere ausſchließlich 
im Umherwandern ausgeübte gewerbliche Verrichtungen. 

2. Deutſche Handelsgeſellſchaften und Verſicherungsanſtalten werden bezüglich 
der Errichtung von Zweigniederlaſſungen und Agenturen in Serbien auch künftig 
nach denſelben Normen und geſetzlichen Vorſchriften behandelt werden und unter 
den gleichen Bedingungen auf Grund ihrer Statuten ihre Geſchäfte betreiben 
können wie die einheimiſchen. 

3. Unter dem Ausdrucke „Geſchäftsniederlagen“ im Artikel II werden 
öffentliche Lagerhäuſer nicht verſtanden. 


Zu Artikel V. 

Die ſerbiſchen Bevollmächtigten erklärten, daß die Salzmonopolverwaltung 
in Serbien ſoviel Salz deutſchen Urſprungs vorräthig zu halten verpflichtet ſei, 
daß der Nachfrage nach ſolchem Salz jederzeit in vollem Umfang entſprochen 
werden kann. 

Zu Artikel VII. 

Von Ein- und Ausfuhrzöllen find gegenſeitig befreit: 

1. Effekten der Reiſenden, Schiffer, Fuhrleute und Handwerker, als: 
Wäſche, Kleidungsſtücke, Reiſegeräth, Werkzeuge und Inſtrumente für 
deren eigenen Gebrauch) 

2. Muſterkarten und Muſter in Abſchnitten oder Proben, welche nur zum 
Gebrauch als ſolche geeignet ſind. 


Zu Artikel VIII. 
Die Beſtimmungen des Artikels VIII haben keine Anwendung zu finden: 


a) auf die Begünſtigungen, welche anderen unmittelbar angrenzenden 
Staaten zur Erleichterung des Grenzverkehrs gewährt werden; 


1 — 


b) auf die einem der beiden vertragſchließenden Theile durch die Beſtim⸗ 
mungen einer ſchon abgefchloffenen oder etwa künftighin abzuſchließenden 
Zolleinigung auferlegten Verbindlichkeiten. 


Zu Artikel XI. 


Vier Monate vor dem Zeitpunkte, mit welchem nach dem ſerbiſchen Marken⸗ 
und Muſterſchutzgeſetze der Anſpruch auf den Marken- und Muſterſchutz in Serbien 
durch die Priorität der Deponirung beſtimmt ſein wird, werden deutſche Gewerbe⸗ 
treibende ihre Muſter und Marken bei dem hierzu beſtellten Büreau mit der 
Wirkung deponiren können, daß ihnen die Priorität unter allen Umſtänden gewahrt 
bleibt, ſofern ſie die wahren Eigenthümer der deponirten Marken oder Muſter ſind. 

Das gegenwärtige Protokoll, welches ohne beſondere Ratifikation durch die 
bloße Thatſache der Auswechſelung der Ratifikationen des Vertrages, auf welchen 
es ſich bezieht, als gebilligt und beſtätigt anzuſehen iſt, wurde in Berlin in 
doppelter Ausfertigung am 6. Januar 1883 verfaßt. 


(L. S.) Graf von Hatzfeldt. (L. S.) M. A. Petronievitſch. 
(L. S.) Wuk. J. Petrowitch. 
(L. S.) Wutſchko D. Stojanovits. 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratiftzirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikationen hat zu Berlin am 25. Mai 1883 ſtattgefunden. 


DE 
(Nr. 1494.) Konſularvertrag zwifchen dem Deutſchen Reich und Serbien. Vom 6. Januar 1883. 


San Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, und Seine Majeſtät 
der König von Serbien, von dem MWunfche geleitet, die Rechte, Privilegien und 
Befugniſſe der wechſelſeitig in den betreffenden Staaten zugelaſſenen deutſchen und 
ſerbiſchen Generalkonſuln, Konſuln, Vizekonſuln, Konſularagenten, Kanzler und 
Sekretäre zu regeln, haben beſchloſſen, einen Konſularvertrag abzuſchließen, und 
zu dieſem Behufe zu Ihren Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 


Allerhöchſtihren Staatsminiſter, Staatsſekretär des Auswärtigen Amts, 

Grafen Paul von Hatzfeldt-Wildenburg; 
Seine Majeſtät der König von Serbien: 

Allerhöchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter 
bei Seiner Majeſtät dem Deutſchen Kaiſer, König von Preußen, 
Milan A. Petronievitſch, 

den Sektionschef in Allerhöchſtihrem Finanzminiſterium Wukaſchin 
J. Petrowitch, und 

Allerhöchſtihren Zolldirektor in Belgrad Wutſchko D. Stojanovits, 


welche, nach Mittheilung ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Voll⸗ 
machten, über nachſtehende Artikel übereingekommen ſind: 


Artikel J. 


Jeder der Hohen vertragſchließenden Theile kann in den Städten oder 
Handelsplätzen des Gebiets des anderen Theiles Generalkonſuln, Konſuln, Vize⸗ 
konſuln oder Konſularagenten beſtellen. Beide Theile behalten ſich jedoch das 
Recht vor, einzelne Orte zu bezeichnen, welche auszunehmen ſie für angemeſſen 
erachten, wobei vorausgeſetzt wird, daß dieſer Vorbehalt gleichmäßig allen Mächten 
gegenüber Anwendung findet. 

Die Generalkonſuln, Konſuln, Vizekonſuln und Konſularagenten treten ihre 
Thätigkeit an, ſobald ſie von der Regierung des Landes, in welchem ihnen ihr 
Amtsſitz angewieſen iſt, in den dort üblichen Formen zugelaſſen und anerkannt 
worden ſind. 

Das Exequatur ſoll ihnen koſtenfrei ertheilt werden. 


Artikel II. 


Die Generalkonſuln, Konſuln und ihre Kanzler oder Sekretäre, ſowie die 
Vizekonſuln oder Konſularagenten, welche Angehörige des Staates ſind, der ſie 


. 


ernannt hat, ſollen von der Militäreinquartierung und den Militärlaften über⸗ 
haupt, von den direkten, Perſonal⸗, Mobiliar- und Luxusſteuern befreit fein, 
mögen ſolche vom Staate oder von den Gemeinden auferlegt fein, es ſei denn, 
daß ſie Grundbeſitz haben, Handel oder irgend ein Gewerbe betreiben „in welchen 
Fällen ſie denſelben Taxen, Laſten und Steuern unterworfen ſein ſollen, welche 
die ſonſtigen Einwohner des Landes als Grundeigenthümer, Kaufleute oder Ge⸗ 
werbetreibende zu entrichten haben. 

Sie dürfen weder verhaftet, noch gefänglich eingezogen werden, ausgenommen 
für ſolche Handlungen, welche die Strafgeſetzgebung des Staates „in welchem fie 
ihren Amtsſitz haben, als Verbrechen bezeichnet und als ſolche beſtraft. Sind ſie 
Handeltreibende, ſo kann wegen Verbindlichkeiten aus Handelsgeſchäften Schuld- 
haft gegen ſie verhängt werden. Im Falle der Verhaftung eines Konſularbeamten 
foll die Geſandtſchaft feines Landes hiervon ſofort durch die Regierung desjenigen 
Landes, in welchem die Verhaftung ſtattgefunden hat, in Kenntniß geſetzt werden. 


Artikel III. 


Die Konſularbeamten find verbunden, vor Gericht Zeugniß abzulegen, 
wenn die Landesgerichte ſolches für erforderlich halten. Doch ſoll die Gerichts⸗ 
behörde in dieſem Falle ſie mittelſt amtlichen Schreibens erſuchen, vor ihr zu er⸗ 
ſcheinen. 

Für den Fall der Behinderung der gedachten Beamten ſoll, wenn dieſelben 
Angehörige des Staates ſind, welcher ſie ernannt hat, die Gerichtsbehörde ſich in 
ihre Wohnung begeben, um ſie mündlich zu vernehmen oder unter Beobachtung 
der einem jeden der beiden Staaten eigenthümlichen Förmlichkeiten ihr ſchriftliches 
Zeugniß verlangen. Die betreffenden Beamten haben dem Verlangen der Be⸗ 
hörde in der ihnen bezeichneten Friſt zu entſprechen und derſelben ihre Ausſage 
ſchriftlich, mit ihrer Unterſchrift und ihrem amtlichen Siegel verſehen, zuzuſtellen. 


Artikel IV. 


Die Generalkonſuln, Konſuln, Vizekonſuln und Konſularagenten können 
an dem Konſulatsgebäude das Nationalwappen mit der Umſchrift: „General⸗ 
konſulat, Konſulat, Vizekonſulat oder Konſularagentur von...“ anbringen und 
die Nationalflagge auf dem Konſulatsgebäude aufziehen. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß dieſe äußeren Abzeichen niemals werden ſo 
aufgefaßt werden dürfen, als begründeten fie ein Aſylrecht. 


Artikel V. 


Die Konſulatsarchive ſind jederzeit unverletzlich und die Landesbehörden 
dürfen unter keinem Vorwande und in keinem Falle die zu den Archiven gehörigen 
Dienſtpapiere einſehen oder mit Beſchlag belegen. 
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Die Dienſtpapiere müſſen ſtets von den das etwaige kaufmänniſche Geſchäft 
oder Gewerbe des Konſularbeamten betreffenden Büchern und Papieren vollſtändig 
geſondert ſein. 


Artikel VI. 


In Fällen der Behinderung, Abweſenheit oder des Todes von General⸗ 
konſuln, Konſuln oder Vizekonſuln ſollen die Kanzler und Sekretäre, ſofern ſie 
in dieſer Eigenſchaft den betreffenden Behörden bereits vorgeftellt find, von Rechts⸗ 
wegen befugt fein, einſtweilig die konſulariſchen Amtsbefugniſſe auszuüben, und 
fie ſollen während dieſer Zeit die Freiheiten und Privilegien genießen, welche nach 
dieſem Vertrage damit verbunden ſind. 


Artikel VI. 


Die Generalkonſuln, Konſuln und Vizekonſuln können, ſofern ſie durch die 
Geſetzgebung des Staates, welcher ſie ernannt hat, dazu befugt ſind, vorbehaltlich 
der Zuſtimmung der Landesregierung, Konſularagenten in den Städten und 
Plätzen ihres Amtsbezirks ernennen. 

Dieſe Agenten können ohne Unterſchied aus Angehörigen beider Länder 
oder dritter Staaten gewählt werden. Sie erhalten eine Beſtallung von dem 
Konſul, welcher ſie ernannt hat und deſſen Weiſungen ſie unterſtellt ſind. Die 
in dieſem Vertrage verabredeten Privilegien und Befreiungen ſtehen vorbehaltlich 
der in den Artikeln II und III vorgeſehenen Ausnahmen auch ihnen zu. 

Es wird beſonders bemerkt, daß, wenn ein in einem der beiden Länder 
beſtellter Konſularbeamter aus den Angehörigen dieſes Landes erwählt wird, derſelbe 
nach wie vor als Angehöriger des Staates betrachtet wird, dem er angehört, und 
daß er folgeweiſe den Geſetzen und Beſtimmungen unterworfen bleibt, welche an 
ſeinem Amtsſitze für die Landesangehörigen maßgebend ſind; es ſoll jedoch dadurch 
die Ausübung feiner Amtsbefugniſſe in keiner Weiſe gehindert, noch die Un- 
verletzlichkeit der Konſulatsarchive gefährdet werden. 


Artikel VIII. 


Die Generalkonſuln, Konſuln und Vizekonſuln oder Konſularagenten können 
in Ausübung der ihnen zuertheilten Amtsbefugniſſe ſich an die Behörden ihres 
Amtsbezirks wenden, um gegen jede Verletzung der zwiſchen beiden Theilen be⸗ 
ſtehenden Verträge oder Vereinbarungen und gegen jede den Angehörigen des 
Staates, der ſie ernannt hat, zur Beſchwerde gereichende Beeinträchtigung Ein⸗ 
ſpruch zu erheben. Wenn ihre Vorſtellungen durch dieſe Behörden nicht berück⸗ 
ſichtigt werden, ſo können ſie, in Ermangelung eines diplomatiſchen Vertreters 
genannten Staates, ſich an die Zentralregierung des Landes wenden, in welchem 
ſie ihren Amtsſitz haben. 
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Artikel IX. 


Die Generalkonſuln, Konſuln und ihre Kanzler, ſowie die Vizekonſuln und 
Konſularagenten haben das Recht, in ihrer Kanzlei ſowohl als auch in der Wohnung 
der Betheiligten diejenigen Erklärungen aufzunehmen, welche die Reiſenden, Handel⸗ 
treibende und alle ſonſtigen Angehörigen des Staates, der fie ernannt hat, ab⸗ 
zugeben haben. 

Sie können außerdem, ſoweit ſie nach den Geſetzen dieſes Staates dazu er⸗ 
mächtigt ſind, alle letztwilligen Verfügungen von Angehörigen des Staates, der 
ſie ernannt hat, aufnehmen und beurkunden. 

In gleicher Weiſe können ſie alle anderen dieſe Angehörigen betreffenden 
Rechtshandlungen aufnehmen und beurkunden, ſowie alle Rechtshandlungen, bei 
welchen neben ſolchen Angehörigen Angehörige oder ſonſtige Einwohner des Landes, 
Rin welchem fie ihren Amtsſitz haben, betheiligt find. Bezieht ſich jedoch die Rechts⸗ 
handlung auf eine Angelegenheit, welche in dem Staate ihres Amtsſitzes zur Er⸗ 
ledigung kommen ſoll, fo find die Konſularbeamten zur Aufnahme und Beur⸗ 
kundung nur berechtigt, wenn die fragliche Handlung nach den Geſetzen dieſes 
Staates zu dem Geſchäftskreiſe der daſelbſt zur Aufnahme und Beurkundung von 
Rechtshandlungen berufenen Beamten (in Deutſchland der Notare) gehört. Auch 
muß die Handlung, falls ſie die Beſtellung einer Hypothek oder ein anderes Rechts⸗ 
geſchäft hinſichtlich eines unbeweglichen Gegenſtandes betrifft, welcher in dem Staate 
des Amtsſitzes des Konſularbeamten belegen iſt, in den durch die Geſetze dieſes 
Staates vorgeſchriebenen Formen und unter Beobachtung der ſonſtigen Beſtim⸗ 
mungen dieſer Geſetze abgefaßt werden. 

Zur Aufnahme und Beurkundung von Rechtshandlungen, an welchen aus⸗ 
ſchließlich Angehörige des Staates, in welchem die Konſularbeamten ihren Amts⸗ 
fig haben, oder eines dritten Staates betheiligt find, find dieſe Beamten nach Maßgabe 
der Geſetze des Staates, welcher ſie ernannt hat, dann befugt, wenn die Rechts⸗ 
handlungen in dieſem Staate befindliche bewegliche oder unbewegliche Gegenſtände 
oder Angelegenheiten betreffen, welche dort zur Erledigung kommen ſollen. 

Die Konſularbeamten können auch jede Art von Verhandlungen und Schrift⸗ 
ſtücken, welche von einer Behörde oder einem Beamten des Staates, der ſie er⸗ 
nannt hat, ausgegangen find, überſetzen und beglaubigen. 

Alle vorerwähnten Urkunden, ſowie die Abſchriften, Auszüge oder Ueber⸗ 
ſetzungen ſolcher Urkunden ſollen, wenn ſie durch die gedachten Konſularbeamten 
vorſchriftsmäßig beglaubigt und mit dem Antsfiegel der Konſularbehörde verſehen 
ſind, in jedem der beiden Staaten dieſelbe Kraft und Geltung haben, als wenn 
ſie vor einem Notar oder anderen öffentlichen oder gerichtlichen, in dem einen 
oder dem anderen der beiden Staaten zuſtändigen Beamten aufgenommen wären, 
mit der Maßgabe, daß ſie dem Stempel, der Regiſtrirung oder jeder anderen 
in dem Staate, in welchem ſie zur Ausführung gelangen ſollen, beſtehenden Taxe 
oder Auflage unterworfen ſind. Wenn gegen die Genauigkeit oder die Echtheit 
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der Abſchriften, Auszüge oder Ueberfegungen Zweifel erhoben werden, fo foll die 
Konſularbehörde der zuſtändigen Landesbehörde auf Verlangen die Urſchrift behufs 
Vergleichung zur Verfügung ſtellen. 


Artikel X. 


Die diplomatiſchen Vertreter, die Generalkonſuln, Konſuln und Vizekonſuln 
des Deutſchen Reichs in Serbien haben, ſoweit ſie von ihrer Regierung dazu er⸗ 
mächtigt find, das Recht, daſelbſt bürgerlich gültige Eheſchließungen von An- 
gehörigen des Deutſchen Reichs nach Maßgabe der Geſetze des letzteren vorzunehmen. 


Artikel XI. 


Verſtirbt ein Deutſcher in Serbien oder ein Serbe in Deutſchland an einem 
Orte, an welchem ein Generalkonſul, Konſul oder Vizekonſul der Nation des 
Verſtorbenen ſeinen Amtsſitz hat, oder wenigſtens in der Nähe dieſes Ortes, ſo 
ſoll die Ortsbehörde der Konſularbehörde hiervon unverzüglich Nachricht geben. 
In gleicher Weiſe ſoll die Konſularbehörde, wenn ſie zuerſt von dem Todesfalle 
Kenntniß erhält, die Ortsbehörde mit Nachricht verſehen. 

Die Konſularbehörde ſoll das Recht haben, von Amtswegen oder auf An⸗ 
trag der betheiligten Parteien alle Effekten, Mobilien und Papiere des Verſtorbenen 
unter Siegel zu legen, indem ſie zuvor von dieſer Amtshandlung die zuſtändige 
Ortsbehörde benachrichtigt, welche derſelben beiwohnen und ebenfalls ihre Siegel 
anlegen kann. 

Die beiderſeits angelegten Siegel dürfen ohne Mitwirkung der Ortsbehörde 
nicht abgenommen werden. 

Sollte jedoch dieſe letztere auf eine von der Konſularbehörde an ſie ergangene 
Einladung, der Abnahme der beiderſeits angelegten Siegel beizuwohnen, innerhalb 
achtundvierzig Stunden, vom Empfange der Einladung an gerechnet, ſich nicht 
eingefunden haben, ſo kann die Konſularbehörde allein zu der gedachten Amts⸗ 
handlung ſchreiten. 

Die Konſularbehörde ſoll nach Abnahme der Siegel ein Verzeichniß aller 
Habe und Effekten des Verſtorbenen aufnehmen und zwar in Gegenwart der 
Ortsbehörde, wenn dieſe in Folge der vorerwähnten Einladung jener Amtshandlung 
beigewohnt hatte. 

Die Ortsbehörde ſoll den in ihrer Gegenwart aufgenommenen Protokollen 
ihre Unterſchrift beifügen, ohne daß fie für ihre amtliche Mitwirkung bei dieſen 
Amtshandlungen Gebühren irgend welcher Art beanſpruchen kann. 


Artikel XII. 


Die zuſtändigen Landesbehörden ſollen die in dem Lande gebräuchlichen 
oder durch die Geſetze desſelben vorgeſchriebenen Bekanntmachungen bezüglich der 
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Eröffnung des Nachlaſſes und des Aufrufs der Erben oder Gläubiger erlaſſen 
und dieſe Bekanntmachungen der Konſularbehörde mittheilen, unbeſchadet der Be— 
kanntmachungen, welche in gleicher Weiſe von dieſer etwa erlaſſen werden. 


Artikel XIII. 


Die Konſularbehörde kann alle beweglichen Nachlaßgegenſtände, welche dem 
Verderben ausgeſetzt ſind, und alle diejenigen, deren Aufbewahrung dem Nach⸗ 
laſſe erhebliche Koſten verurſachen würde, unter Beobachtung der durch die Geſetze 
und Gebräuche des Landes ihres Amtsſitzes vorgeſchriebenen Formen öffentlich 
verſteigern laſſen. 


Artikel XIV. 


Die Konſularbehörde hat die inventariſirten Effekten und Werthgegenſtände, 
den Betrag der eingezogenen Forderungen und erhaltenen Einkünfte, ſowie den 
Erlös aus dem etwa ſtattgehabten Verkauf von Nachlaßgegenſtänden als ein 
Depoſitum, welches den Landesgeſetzen unterworfen bleibt, bis zum Ablauf einer 
Friſt von ſechs Monaten, von dem Tage der letzten Bekanntmachung, welche die 
Ortsbehörde hinſichtlich der Eröffnung des Nachlaſſes erlaſſen hat, an gerechnet, 
oder, falls von der Ortsbehörde keine Bekanntmachung erlaſſen worden iſt, bis 
zum Ablauf einer Friſt von acht Monaten, von dem Todestage an gerechnet, zu 
verwahren. 

Die Konſularbehörde ſoll jedoch die Befugniß haben, die Koſten der letzten 
Krankheit und der Beerdigung des Verſtorbenen, den Lohn der Dienſtboten, 
Miethszins, Gerichts⸗ und Konſulatskoſten und Koſten ähnlicher Art, ſowie unbe- 
ſchadet der Anſprüche ſonſtiger Gläubiger etwaige Ausgaben für den Unterhalt der 
Familie des Verſtorbenen aus dem Erlös des Nachlaſſes ſofort vorweg zu ent— 
nehmen. 


Artikel XV. 


Vorbehaltlich der Beſtimmungen des vorhergehenden Artikels ſoll der Kon⸗ 
ſularbeamte das Recht haben, hinſichtlich des beweglichen oder unbeweglichen Nach⸗ 
laſſes des Verſtorbenen alle Sicherungsmaßregeln zu treffen, welche er im Intereſſe 
der Erben für zweckmäßig erachtet. Er kann denſelben entweder perſönlich oder 
durch von ihm erwählte und in ſeinem Namen handelnde Vertreter verwalten, 
und er ſoll das Recht haben, ſich alle dem Verſtorbenen zugehörigen Werthgegen— 
ſtände, die ſich in öffentlichen Kaſſen oder bei Privatperſonen in Verwahrung 
befinden ſollten, ausliefern zu laſſen. 


Artikel XVI. 


Wenn während der im Artikel XIV erwähnten Friſt über etwaige Anſprüche 
von Landesangehörigen oder Unterthanen einer dritten Macht gegen den Nachlaß 
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Streit entſtehen ſollte, ſo ſteht die Entſcheidung über dieſe Anſprüche, ſofern ſie 
nicht auf einem Erbanſpruche oder Vermächtniſſe beruhen, ausſchließlich den Landes⸗ 
gerichten zu. 

Falls der Beſtand des Nachlaſſes zur unverkürzten Bezahlung der Schulden 
nicht ausreichen ſollte, ſollen die Gläubiger, ſofern die Geſetze des Landes dieſes 
geſtatten, bei der zuſtändigen Ortsbehörde die Eröffnung des Konkurſes beantragen 
können. Nach erfolgter Konkurseröffnung ſollen alle Schriftſtücke, Effekten oder 
Werthe der Nachlaßmaſſe der zuſtändigen Ortsbehörde oder den Verwaltern der 
Konkursmaſſe überliefert werden, wobei die Konſularbehörde mit der Wahr- 
nehmung der Intereſſen ihrer Landesangehörigen und insbeſondere der Vertretung 
derjenigen, welche abweſend, minderjährig oder ſonſt zur eigenen Vertretung 
unfähig ſind, betraut bleibt. 


Artikel XVII. 


Mit Ablauf der im Artikel XIV feſtgeſetzten Friſt ſoll, wenn keine For⸗ 
derung gegen den Nachlaß vorliegt, die Konſularbehörde, nachdem alle dem Nach⸗ 
laſſe zur Laſt fallenden Koſten und Rechnungen nach Maßgabe der Landesgeſetze 
berichtigt worden ſind, endgültig in den Beſitz des Nachlaſſes gelangen, welchen 
ſie liquidiren und den Berechtigten überweiſen ſoll, ohne daß ſie anderweit, als 
ihrer eigenen Regierung Rechnung abzulegen hat. 


Artikel XVIII. 


In allen Fragen, zu denen die Eröffnung, die Verwaltung und die Liqui⸗ 
dirung der Nachläſſe von Angehörigen eines der beiden Staaten in dem anderen 
Staate Anlaß geben können, vertreten die betreffenden Generalkonſuln, Konſuln 
und Vizekonſuln die Erben von Rechtswegen und ſind amtlich als die Bevoll⸗ 
mächtigten derſelben anzuerkennen, ohne daß ſie verpflichtet wären, ihren Auftrag 
durch eine beſondere Urkunde nachzuweiſen. 

Sie ſollen demgemäß in Perſon oder durch Vertreter, welche ſie aus den 
landesgeſetzlich dazu befugten Perſonen erwählt haben, vor den zuſtändigen Behörden 
auftreten können, um in jeder ſich auf den Nachlaß beziehenden Angelegenheit die 
Intereſſen der Erben wahrzunehmen, indem ſie deren Rechte geltend machen oder 
ſich auf die gegen dieſelben erhobenen Anſprüche einlaſſen. 

Sie ſind jedoch verpflichtet, zur Kenntniß der Teſtamentsvollſtrecker, wenn 
ſolche vorhanden ſind, oder der gegenwärtigen oder vorſchriftsmäßig vertretenen 
Erben jeden Anſpruch zu bringen, welcher bei ihnen gegen die Nachlaßmaſſe 
erhoben ſein ſollte, damit die Vollſtrecker oder die Erben ihre etwaigen Einreden 
dagegen erheben können. 

Sie ſollen gleichfalls die Vormundſchaft oder Kuratel über die Angehörigen 
des Staates, der fie ernannt hat, für alles auf die Nachlaßregelung Bezügliche 
in Gemäßheit der Geſetze dieſes Staates einleiten können. 
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Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß die Generalkonſuln, Konſuln und 
Vizekonſuln, da ſie als Bevollmächtigte ihrer Landesangehörigen betrachtet werden, 
niemals wegen irgend einer die Succeffion betreffenden Angelegenheit perſönlich 
gerichtlich in Anſpruch genommen werden dürfen. 


Artikel XIX. 


Das Erbrecht, ſowie die Theilung des Nachlaſſes des Verſtorbenen richten 
ſich nach den Geſetzen ſeines Landes. 

Alle Anſprüche, welche ſich auf Erbrecht und Nachlaßtheilung beziehen, 
ſollen durch die Gerichtshöfe oder zuſtändigen Behörden desſelben Landes ent- 
ſchieden werden und in Gemäßheit der Geſetze dieſes Landes. 


Artikel XX. 


Wenn ein Deutſcher in Serbien oder ein Serbe in Deutſchland an einem 
Orte verſtirbt, wo eine Konſularbehörde ſeines Staates nicht vorhanden iſt, ſo 
hat die zuſtändige Ortsbehörde nach Maßgabe der Landesgeſetze zur Anlegung der 
Siegel und zur Verzeichnung des Nachlaſſes zu ſchreiten. Beglaubigte Abſchriften 
der darüber aufgenommenen Verhandlungen ſind nebſt der Todesurkunde und den 
die Staatsangehörigkeit des Verſtorbenen darthuenden Schriftſtücken binnen kürzeſter 
Friſt der dem Nachlaßorte nächſten Konſularbehörde zu überſenden. 

Die zuſtändige Ortsbehörde ſoll hinſichtlich des Nachlaſſes des Verſtorbenen 
alle durch die Landesgeſetze vorgeſchriebenen Maßregeln treffen, und der Beſtand 
des Nachlaſſes iſt in möglichſt kurzer Friſt nach Ablauf der im Artikel XIV be 
ſtimmten Friſt der gedachten Konſularbehörde zu übermitteln. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß von dem Augenblicke an, wo der zuſtändige 
Konſularbeamte erſchienen ſein oder einen Vertreter an Ort und Stelle geſchickt 
haben ſollte, die Ortsbehörde, welche etwa eingeſchritten iſt, ſich nach den in den 
vorſtehenden Artikeln enthaltenen Vorſchriften zu richten haben wird. 


Artikel XXI. 

Erſcheint ein Angehöriger eines der beiden Staaten an einem im Gebiete 
des anderen Staates eröffneten Nachlaſſe betheiligt, ſo ſoll, auch wenn der Erb— 
laſſer Angehöriger des erſteren Staates war, die Ortsbehörde die nächſte Konſular⸗ 
behörde von der Eröffnung des Nachlaſſes unverzüglich in Kenntniß ſetzen. 


Artikel XXII. 

Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Vertrages ſollen in gleicher Weiſe 
auf den Nachlaß eines Angehörigen eines der beiden Staaten Anwendung finden, 
der, außerhalb des Gebiets des anderen Staates verſtorben, dort bewegliches oder 
unbewegliches Vermögen hinterlaſſen haben ſollte. 
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Artikel XXIII. 


Die Generalkonſuln, Konſuln, Vizekonſuln oder Konſularagenten ſind 
ausſchließlich beauftragt mit der Inventariſirung und den anderen zur Erhaltung 
und Liquidirung erforderlichen Amtshandlungen bei dem Nachlaſſe jedes Reiſenden, 
welcher in dem Staate des Amtsſitzes des gedachten Beamten geſtorben iſt und 
bei ſeinem Ableben dem anderen Staate angehörte. 


Artikel XXIV. 


Die Generalkonſuln, Konſuln und ihre Kanzler oder Sekretäre, ſowie die 
Vizekonſuln und Konſularagenten ſollen in beiden Staaten aller Befreiungen, 
Vorrechte, Immunitäten und Privilegien theilhaftig fein, welche den Beamten 
gleichen Grades der meiſtbegünſtigten Nalion zuſtehen. 


Artikel XXV. 

Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, verzichtet auf 
die Ausübung der Vorrechte und Befreiungen, welche bisher den Angehörigen 
des Deutſchen Reichs auf Grund der mit dem Ottomaniſchen Reich beſtehenden 
Kapitulationen und in Gemäßheit des Artikels XXXVII des Berliner Vertrages 
vom 13. Juli 1878 in Serbien zuſtanden. 

Die erwähnten Kapitulationen bleiben jedoch auch fernerhin hinſichtlich aller 
gerichtlichen Angelegenheiten in Anwendung, welche ſich auf die Verhältniſſe von 
Angehörigen des Deutſchen Reichs zu Angehörigen ſolcher Mächte beziehen, die 
auf die ihnen nach den Kapitulationen zukommenden Vorrechte und Befreiungen 
nicht verzichten, mit Ausnahme des Falles, daß dieſe gerichtlichen Angelegenheiten 
in Serbien gelegene unbewegliche Güter betreffen. 

Ueber die gegenſeitige Auslieferung der Verbrecher und Erledigung von 
Requiſitionen in Strafſachen wird zwiſchen den Hohen vertragſchließenden Theilen 
eine beſondere Vereinbarung getroffen werden. Bis zum Inkrafttreten dieſer 
Vereinbarung ſollen dem Deutſchen Reich in Serbien dieſelben Rechte und 
Begünſtigungen, welche ſeitens Serbiens einem anderen Staate durch derartige 
Vereinbarungen eingeräumt ſind, oder in Zukunft eingeräumt werden, inſoweit 
zuſtehen, als ſeitens des Deutſchen Reichs im einzelnen Falle für gleichartige 
Fälle die Gegenſeitigkeit an Serbien zugeſichert wird. 

Diejenigen zur Zeit in Serbien unter deutſchem Schutze ſtehenden Perſonen, 
welche nicht Angehörige des Deutſchen Reichs ſind, ſollen für ihre Lebenszeit in 
allen Beziehungen dieſelben Rechte genießen, wie die Reichsangehörigen. Ein 
Verzeichniß dieſer Perſonen wird der ſerbiſchen Regierung deutſcherſeits mitgetheilt 
werden. 

Artikel XXVI. 


Der gegenwärtige Vertrag ſoll ratiſtzirt und die Ratifikationen ſollen in 
Berlin ſo bald als möglich ausgewechſelt werden. 
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Derſelbe ſoll einen Monat nach der Auswechſelung der Ratifikationen in 
Kraft treten und zehn Jahre, vom Tage des Inkrafttretens an gerechnet, in 
Wirkſamkeit bleiben. 

Wenn ein Jahr vor Ablauf dieſes Zeitraums keiner der Hohen vertrag⸗ 
ſchließenden Theile dem anderen durch eine amtliche Erklärung ſeine Abſicht kund 
giebt, die Wirkſamkeit dieſes Vertrages aufhören zu laſſen, ſo ſoll derſelbe bis 
zum Ablauf eines Jahres von dem Tage ab in Geltung bleiben, an welchem 
der eine oder der andere der Hohen vertragſchließenden Theile denſelben gekündigt 
haben wird. 


Zu Urkund deſſen haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten den gegen⸗ 
wärtigen Vertrag unterzeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 


So geſchehen zu Berlin, den 6. Januar 1883. 


(L. S.) Graf von Hatzfeldt. (L. S.) M. A. Petronievitſch. 
(L. S.) Wuk. J. Petrowitch. 
(L. S.) Wutſchko D. Stojanovits. 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratiftzirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikationen hat zu Berlin am 25. Mai 1883 ſtattgefunden. 


8 


(Nr. 1495.) Bekanntmachung, betreffend die Uebergangsabgabe und die Steuerrückvergütung 
für Branntwein in Baden. Vom 28. Mai 1883. 


Nachdem im Großherzogthum Baden die für die Bereitung von Branntwein 
beſtehenden Steuerſätze hinsichtlich der Brenngefäße mit Vor⸗ oder Maiſchwärmer 
ſowie hinſichtlich der Dampfbrennereien vom 1. Mai 1882 ab eine Erhöhung 
um 33 ½ Prozent erfahren haben, find von demſelben Zeitpunkte ab auch die 
Sätze der Uebergangsabgabe von Branntwein und die Steuerrückvergütung für 
den unter Kontrole über die Landesgrenze ausgehenden Branntwein (vergl. Be⸗ 
kanntmachung vom 9. November 1880 „Reichs⸗Geſetzbl. S. 190) entſprechend 
erhöht worden. Es beträgt hiernach 


I. die Uebergangsſteuer: 


a) für Branntwein, bei welchem die Uebergangsſteuer nach dem 
Alkoholgehalte zu berechnen iſt, für jedes Liter Alkohol oder je 
100 Literpfozen ß 18½ Pfennig, 


b) für Branntwein, bei welchem die Berechnung der 
Uebergangsſteuer unabhängig vom Alkoholgehalte 
erfolgt, (Liqueur ꝛc.) vom Liter.. 16 Pfennig, 
II. die Steuerrückvergütung: 


a) für Branntwein, bei welchem die Rückvergütung nach dem 
Alkoholgehalte zu berechnen iſt, für jedes Liter Alkohol oder je 
100 Literpeszen k... ER 12 Pfennig, 


b) für Branntwein, bei welchem die Berechnung der 
Rückvergütung unabhängig vom Alkoholgehalte er⸗ 
folgt, (Sigqueur ze. vom Bier on. 8 Pfennig. 


Berlin, den 28. Mai 1883. 


Der Reichskanzler. 
In Vertretung: 
Burchard. 


Herausgegeben im Reichsemt des Innern. 


Berlin „gedruckt in der Reichsdruckerei. 


